Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 1 1 /2960 


Fragen 

für die Fragestunden der Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 28. September 1988 
am Donnerstag, dem 29. September 1988 


Verzeichnis der Fragesteller 


Abgeordneter Nummer 

der Frage 

Frau Adler (SPD) 9,10 

Andres (SPD) 65,66 

Antretter (SPD) 48,49 

Frau Blunck (SPD) 7,8 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) 24 

Dr. Daniels (Regensburg) (DIE GRÜNEN) 23 

Eigen (CDU/CSU) 42,43 

Funk (GutenzeU) (CDU/CSU) 4 

Frau Ganseforth (SPD) .50 

Gansei (SPD) 21,22 

Frau Garbe (DIE GRÜNEN) 15, 16 

Gerster (Worms) (SPD) 51, 52 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) 11, 12 

Hinsken (CDU/CSU) 67, 68 

Dr. Hirsch (FDP) 33, 34 

Dr. Hitschier (FDP) . 57,58 

Jäger (CDU/CSU) 46,47 

Kastning (SPD) 63,64 

Kiehm(SPD) 61,62 


Abgeordneter Nummer 

der Frage 

Frau Krieger (DIE GRÜNEN) 59,60 

KroU-Schlüter (CDU/CSU) 40,41 

Dr. Lammert (CDU/CSU) 5 

Lowack (CDU/CSU) 19, 20 

Lüder(FDP) 35,36 

Dr. Mechtersheimer (DIE GRÜNEN) 53, 54 

Müller (Pleisweiler) (SPD) 55, 56 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 37 

von Schmude (CDU/CSU) 31, 32 

Dr. SchÖfberger (SPD) 3 

Schreiner (SPD) 17,18 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU) 44, 45 

Sielaff (SPD) 26,27 

Dr. Sperhng (SPD) 1,2 

Stiegler (SPD) 6, 28 

Frau Dr. Wegner (SPD) 38, 39 

Frau WoUny (DIE GRÜNEN) .13,14 

Wüppesahl (fraktionslos) 29, 30 

Würtz (SPD) 25 



Drucksache 11/2960 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Verzeichnis der Geschäftsbereiche der Bundesregierung 

Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau 3 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie . ... 4 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 4 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 6 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 7 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz - 8 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 9 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 9 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigimg 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Famüie, 

Frauen und Gesundheit . . 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 12 


2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode DrUCkSdChO 1 1 /2960 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Welchen Anteil am Wohnungsneubau der letz- 
ten Jahre hatten die Städte und Regionen, die als 
Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf ausge- 
wiesen sind? 


2. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kungen ihres Rückzuges aus der Förderung des 
Baus von Mietwohnungen und der Umgestal- 
tung der steuerlichen Eigentumsförderung auf 
die räumliche Verteilung der Neubautätigkeit? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


3. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Was hat den Bundeskanzler veranlaßt, den Vor- 
sitzenden der rechtsgerichteten Konservativen 
Jugend Deutschlands zu einem „freundschaftli- 
chen" Gespräch mit „Sympathie auf beiden Sei- 
ten" zu empfangen und sich von diesem ab- 
schließend das gerichtlich inkriminierte Buch 
„Willy Brandt - das Ende einer Legende", des- 
sen Verfasser und Herausgeber wegen Beleidi- 
gung zu einer hohen Geldstrafe verurteilt wor- 
den sind, schenken zu lassen? 


Geschäftbereich des Bundesministers der Finanzen 


4. Abgeordneter 

Funk 

(Gutenzell) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung auf Grund der 
schwierigen Einkommenslage in der Landwirt- 
schaft Möglichkeiten, den Durchschnittssatz zur 
Gewinnermittlung bei der Veranlagung nach 
§ 13 a EStG zu senken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


5. Abgeordneter 

Dr. Lammert 


(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen ergeben sich für die Bun- 
desregierung aus der überraschend günstigen 
Auftrags- und Ertragslage der deutschen Stahl- 
industrie für die Umsetzung der vereinbarten 
Maßnahmen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
an Stahlstandorten und zur Bereitstellung öffent- 
licher Mittel zur Finanzierung von Sozialplänen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technoiogie 


6. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Welche Ergebnisse hat das Programm für tech- 
nologieorientierte Untemehmensneugründun- 
gen bisher erbracht, und wird die Bundesregie- 
rung dieses Programm auch in Zukunft weiter- 
führen, insbesondere auch im Hinblick auf die 
Entwicklung strukturschwacher Regionen und 
das Zonenrandgebiet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


7. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 


(SPD) 


Inwieweit kommt die Bundesregierung den Be- 
richtspflichten der EG -Vogelschutzrichtlinie z. B. 
in bezug auf Ausnahmeregelungen gegenüber 
der EG nach? 


8. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 


(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung den Vorwurf 
der Naturschutzverbände, daß der Referenten- 
entwurf zur Änderung der Bundesartenschutz- 
verordnung in mehreren Punkten gegen die EG- 
Vogelschutzrichtlinie verstößt? 


9. Abgeordnete 

Frau 

Adler 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit 
der Einführung der Verbandsklage für aner- 
kannte Natur schutzverbände, um u. a. rechtswi- 
drige Natur- und Artenschutz Verordnungen 
möglichst frühzeitig korrigieren zu können, und 
wird sie auch deshalb die Einführung der Ver- 
bandsklage im Rahmen der Novellierung des 
Bundesnaturschutzgesetzes regeln? 


10. Abgeordnete 

Frau 

Adler 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
durch Neustrukturierung der Regelungen des 
Artenschutzes über Positivlisten die Vollzugsde- 
fizite im Artenschutz abzubauen, und wird sie in 
Vorbereitung auf den freien Binnenmarkt 1992 
eine für die EG vorbüdliche Artenschutz-VO auf 
der Basis von Positivlisten vorlegen? 


11. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Auf Grund welcher fachlichen Gutachten sieht 
sich die Bundesregierung veranlaßt, in dem Re- 
ferentenentwurf zur Änderung der Bundesarten- 
schutzverordnung die Aufhebung von Verkaufs- 
und Handelsverboten für gefährdete Wirbeltier- 
arten, die Erleichterung des Handels zwischen 
zoologische Einrichtungen mit gefährdeten Ar- 
ten und die Zulassung des Handels mit zahlrei- 
chen besonders geschützten Arten, wie z. B. des 
Zwergschwans oder der Kolibris, vorzusehen? 
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12. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


13. Abgeordnete 

Frau 

Wollny 

(DIE GRÜNEN) 


Abgeordnete 

14 Frau 
Wollny 

(DIE GRÜNEN) 


15. Abgeordnete 

Frau 

Garbe 

(DIE GRÜNEN) 


16. Abgeordnete 

Frau 

Garbe 

(DIE GRÜNEN) 


17. Abgeordneter 

Schreiner 

(SPD) 


18. Abgeordneter 

Schreiner 

(SPD) 


Welche Meinung vertreten nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Fachreferenten in den 
Bundesländern zum Fehlen bundeseinheitiich 
geregelter Kennzeichnungspflichten für beson- 
ders geschützte Wirbeltierarten bzw. der vom 
Aussterben bedrohten Arten sowie zur Ände- 
rung der Anzeigepflichten? 


Welche Veränderungen wird die angekündigte 
Novelle der Klärschlammverordnung insbeson- 
dere im Hinblick auf organische Schadstoffe 
enthalten, und wann wird die Bundesregierung 
einen Entwurf vorlegen? 


Wie stellt sich die Bundesregierung die kurzfri- 
stige Entsorgimg der kommunalen Klärschläm- 
me vor, die künftig nicht mehr in der Landwirt- 
schaft genutzt werden können, und inwieweit 
müssen solche Schlämme, deren Dioxingehalt so 
hoch ist wie der von Füterstäuben aus der Müll- 
verbrennung, als Sonderabfall betrachtet 
werden? 


Aus welchem Grunde hat der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
Dr. Töpfer, den Ländern empfohlen, die Aus- 
bringung von Klärschlämmen auf Grünland und 
Futterfeldanbauflächen zu imtersagen, und war- 
um wurde kein generelles Verbot der landwirt- 
schaftiichen Ausbringung erlassen? 


Wenn die Bundesregierung die landwirtschaftii- 
che Klärschlammverbringung schon nicht gene- 
rell ausschheßen wül, zieht sie dann zumindest 
die Konsequenz, Klärschlämme ab sofort routi- 
nemäßig insbesondere auf Dioxine und PCP 
untersuchen zu lassen, um sicherzustellen, daß 
nur unbelastete Schlämme ausgebracht werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der französi- 
schen Staatsregierung auf eine Stillegung der 
nunmehr illegal betriebenen Blöcke 1 und 2 des 
Atomkraftwerkskomplexes Cattenom hinzuwir- 
ken, nachdem der Europäische Gerichtshof in 
Luxemburg die Genehmigung zur Ableitung 
radioaktiver Stoffe aus den Atomkraftwerken 
Catenom für rechtswidrig erklärt hat? 


Ist die Bundesregierung angesichts jetzt schon 
vorhandener Stromüberversorgungskapazitäten 
bereit, auf die französische Staatsregierung mit 
dem Ziel einzuwirken, auf den Weiterbau der 
Blöcke 3 und 4 des Atomkraftwerkskomplexes 
Cattenom zu verzichten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


19. 


Abgeordneter 

Lowack 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Politische 
Zusammenarbeit der Freien Nationen (PZFN) et- 
wa durch Ausbau der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit auf den atlantischen Raum, 
eine Abstimmung zu Beschlüssen der OECD und 
der B- Gruppe (westliche Industrieländer) der 
UNO auf wütschaftlichem Gebiet, die Vorbe- 
reitung eines einheitlichen Auftretens in der 
UNCTAD und anderen Entwicklungshüfeorga- 
nisationen der UNO, den Entwurf und die Ver- 
folgung einer gemeinsamen Strategie im Rah- 
men der Weltkartell-Richtlinien und die Be- 
kämpfung des Mißbrauchs von internationaler 
Marktmacht und Entwicklungspolitik, eine ge- 
meinsame Weltwährungs- und Schuldenpoli- 
tik, eine gemeinsame Vorbereitung von GATT- 
Runden und der Weltwirtschaftsgipfel zu för- 
dern? 


20. Abgeordneter 

Lowack 


(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Festnah- 
me der beiden deutschen Notärzte von Cap Ana- 
mur in Afghanistan, und was wird die Bundesre- 
gierung unternehmen, damit diese Ärzte umge- 
hend freigelassen werden? 


21* Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Was hat die Bundesregienmg getan, um die 
afghanische Regierung dazu zu bewegen, die 
Krankenschwester Lea Hackstedt und den Arzt 
Benno Splieth, die bei ihrer humanitären Arbeit 
im Auftrag der Notärzte-Organisation Cap Ana- 
mur in Afghanistan von Regierungsstreitkräften 
festgenommen worden sind, wieder freizu- 
geben? 


22. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Warum ist es dem Botschafter der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Afghanistan in den mehr als 
14 Tagen zwischen der Festnahme der beiden 
deutschen Staatsbürger in Afghanistan und der 
Einbringung dieser Anfrage im Deutschen Bun- 
destag nicht gelungen, die beiden deutschen 
Staatsbürger zu sprechen, die sich im Gewahr- 
sam der Regierung befinden, bei der er akkredi- 
tiert ist? 


23. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Hat das Bundesministerium des Auswärtigen auf 
die Ankündigung der sowjetischen Behörden, 
daß mit dem Absturz eines Satelliten mit radio- 
aktivem Inventar in den nächsten Wochen zu 
rechnen ist, mit einem offiziellen Protest reagiert, 
und welche Vorkehrungen zum Schutz der Be- 
völkerung beabsichtigt die Bundesregierung zu 
ergreifen? 
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24 A^bgeordncter 


Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Weiche Veranstaltungen werden in diesem Jahr 
aus Anlaß des „Tages der Deutsch- Amerikaner" 
durchgeführt, der vom Präsidenten der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, Ronald Reagan, 1987 
verkündet wurde und einmal jährlich am 6. Ok- 
tober begangen werden soll? 


25. Abgeordneter 


Würtz 

(SPD) 


Ist dem Auswärtigen Amt die vöUig unzurei- 
chende personelle wie materielle Ausstattung 
der Visastellen bei den diplomatischen Vertre- 
tungen der Bundesrepubhk Deutschland in der 
Türkei - insbesondere in Ankara und Istanbul - 
bekannt, und wann wird sich dieser Zustand 
ändern? 


26. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Woher stammt der neuerdings von Regierungs- 
seite verwandte Begriff „Oder-Neiße-Gebiet", 
und welches Gebiet ist damit konkret gemeint? 


27. Abgeordneter 

Sielaff 


(SPD) 


Wenn der Begriff „Oder-Neiße-Gebiet" bewußt 
verwendet wird, beabsichtigt dann die Bundes- 
regierung eine Umgehung der offiziellen Formu- 
lierung „ehemahge deutsche Gebiete in der 
Volksrepubhk Polen", und welcher Sinn steckt 
hinter dieser neuen Begriffsschöpfung? 


28. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Gespräche mit der CSSR 
über die Neueröffnung des Grenzübergangs 
Waldsassen und die Erweiterung und Erneue- 
rung des Grenzübergangs in Waidhaus, und 
welcher Fahrplan wurde dabei bei dem Besuch 
des CSSR- Außenministers vereinbart? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


29. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß die Vollstreckungsvergütungsverord- 
nung, in der die Vergütung für Beamte im Voll- 
streckungsdienst geregelt ist, seit 1948 unverän- 
dert gebheben ist, dergestalt, daß nach wie vor 
eine Vergütung in Höhe von 0,50 DM pro erle- 
digte Zahlung oder Pfändung zuzüghch 0,5 v. H. 
der beigebrachten Geldbeträge gezahlt wird, ob- 
wohl die allgemeine Lohn- und Preisentwick- 
lung seit 1948 enorm angestiegen ist und andere 
Berufsgruppen daran Anteü hatten? 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß anerkannten Kriegsdienstver- 

Wüppesahl weigerem der Zugang zum Bundesgrenzschutz 

(fraktionslos) verwehrt wird, und wenn ja, wie ist die genaue 

Begründung für die Ablehnung? 
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31. Abgeordneter 

von Schmude 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die schles- 
wig-holsteinische Landesregierung die Kreise 
und kreisfreien Städte angewiesen hat, die Un- 
terbringung der Asylbewerber nicht mehr in der 
bewährten Form von Gemeinschaftsunterkünf- 
ten vorzimehmen, sondern statt dessen in Einzel- 
wohntmgen und anstelle von Sachleistungen 
Barleistungen zu gewähren, imd wie bewertet 
die Bundesregierung dieses Vorgehen vor dem 
Hintergrund steigender Sozialhilfelasten der 
Länder und Kommunen und den entgegenste- 
henden Regelungen des Asylverfahrensgesetzes 
sowie des Bimdessozialhilfegesetzes? 


32. Abgeordneter 

von Schmude 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung hier einen neuen ge- 
wollten Konflikt der schleswig-holsteinischen 
Landesregierung mit dem Bund analog zu der 
Auseinandersetzung wegen der Wiederinbe- 
triebnahme des Kernkraftwerks Brokdorf, und 
was gedenkt sie zu unternehmen, um die schles- 
wig-holsteinische Landesregierung zur Einhal- 
tung der genannten Gesetze zu veranlassen? 


33. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß zur 
korrekten Erfassung der Asylbewerber eine Ver- 
besserung der Führung des Ausländerzentralre- 
gisters (AZR) erforderlich ist, und seit wann be- 
schäftigt sich die Bundesregierung mit einem 
hierzu erforderlichen Gesetzentwurf? 


34. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 

(FDP) 


Wie weit ist die Vorbereitung des Gesetzentwurfs 
gediehen, imd wann gedenkt die Bundesregie- 
rung ihn einzubringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


35. Abgeordneter 

Lüder 

(FDP) 


Welche Ergebnisse haben die Ermittlungen der 
Bundesregierung zur Verantwortlichkeit für die 
Veröffentlichung zweier interner Briefe der Bun- 
desanwaltschaft an das Bundesministerium der 
Justiz in der Gnadenangelegenheit Peter- Jürgen 
Boock imd Angelika Speitel erbracht? 


36. Abgeordneter 

Lüder 


(FDP) 


Welche Entscheidung zur Einleitung von Diszi- 
plinarermittlungen wurde gegen den oder die 
die Veröffentlichung pflichtwidrig verursachen- 
den Mitarbeiter getroffen? 


37. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Sieht sich die Bundesregierung veranlaßt, vor 
dem Hintergrund der Memminger Strafverfah- 
ren wegen Schwangerschaftsabbrüchen die gel- 
tenden § 218-Regelungen inhaltlich oder verfah- 
rensmäßig zu verändern? 
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38. Abaeordnete 

Frau 

Dr. Wegner 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in Mem- 
mingen anhängigen bzw. abgeschlossenen 
Strafverfahren nach den §§218 bis 219c StGB 
gegen Frauen, an denen ein Schwangerschafts- 
abbruch vorgenommen wurde, in bezug auf das 
Gesetzgebungsvorhaben eines sogenannten 
Schwangerenberatungsgesetzes? 


39. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Wegner 

(SPD) 


Inwieweit entsprechen diese Prozesse dem von 
der Bimdesregierung in der Haushaltsdebatte 
am 9. September 1988 bekräftigten Grundsatz 
der Bundesministerin für Jugend, Familie, Frau- 
en und Gesundheit „Leben schützen, helfen statt 
strafen"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Warum werden in der Bundesrepubük Deutsch- 
land noch Herbizide zugelassen, die in den USA 
als krebserregend verboten sind? 


41. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Warum werden aus der Bundesrepublik 
Deutschland chemische Bekämpfungsmittel ex- 
portiert, die bei uns selbst nicht mehr zugelassen 
sind? 


42. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Für wie sicher hält die Bundesregierung die 
Schätzungen über die Getreide- und Rapsemte 
in der Europäischen Gemeinschaft, und was ge- 
denkt sie gegen mögüche Manipulationen zu 
tun? 


43. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


In welchen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland werden die Mögüchkeiten, auch 
Ackerflächen in den Ausgleich für Landwirte in 
benachteiligten Gebieten aufzunehmen, wie ge- 
nutzt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


44. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die jüngsten, 
zeitlich befristeten Tankstellenstreiks im Raum 
Freiburg wegen des Verkaufsverbotes von Zube- 
hörartikeln und Lebensmitteln des Reisebedarfs 
außerhalb der üblichen Ladenöffnungszeiten, 
und welche Folgerungen zieht sie hieraus insbe- 
sondere im Hinbhck auf die Entwicklung in der 
Europäischen Gemeinschaft? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Ände- 
rung der derzeit einengenden Verkaufsmöglich- 
keiten für Reisebedarf an den Tankstellen außer- 
halb der allgemeinen Ladenöffnungszeiten ent- 
sprechend den erweiterten Ladenschlußbestim- 
mungen auf Flughäfen und Bahnhöfen? 


46. Abgeordneter 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Welche Prüfungspflicht obliegt den Krankenkas- 
sen der gesetzlichen Krankenversicherung im 
Hinblick auf das Vorliegen der Voraussetzung 
einer Leistimg nach § 200 f RVO, daß es sich 
nämlich um einen „nicht rechtswidrigen" 
Schwangerschaftsabbruch handeln muß, und 
welche Nachweise muß der abrechnende Arzt 
der Kasse zu diesem Zweck vorlegen? 


47. Abgeordneter 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Ist der Verzicht auf eine Überprüfung des Vorlie- 
gens der Voraussetzung „nicht rechtswidrig" in 
§ 200 f RVO durch die Krankenkassen, der in der 
Praxis die Regel geworden ist, nüt den Normen 
des Gnmdgesetzes zum Schutz des Grundrechts 
auf Leben vereinbar, die - wie das Bundesver- 
fassungsgericht in seinem Urteil vom 25. Februar 
1975 ausführt - dem Staat gebieten, sich schüt- 
zend und fördernd vor das Leben ungeborener 
Kinder zu stellen? 


48. Abgeordneter 

Antretter 


(SPD) 


Wie verhält sich die Brmdesregierung gegenüber 
der Bimdesratsinitiative des Landes Niedersach- 
sen, im Zusammenhang mit der geplanten Struk- 
turreform im Gesundheitswesen durch eine ent- 
sprechende Fassung des Artikels 1 § 152 imd 
durch Einführung eines Artikels 65 a die Bezirke 
der Ortskrankenkassen den Grenzen der Ge- 
bietskörperschaften anzupassen und somit vor- 
handene Zweitkassen durch gesetzlichen Zwang 
in eine andere Kasse einzugliedern, soweit eine 
freiwiUige Vereinigung nicht bis zum 31. De- 
zember 1989 zustande kommt? 


49. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Wäre von der Verwirkhchung dieses Vorhabens 
auch die AOK Schwäbisch Gmünd betroffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordnete 

Frau 

Ganseforth 

(SPD) 


Warum müssen Wehrpflichtige Urlaub nehmen, 
wenn sie dem Dienst fernbleiben müssen, um 
einen Vorstellungstermin für eine Berufstätigkeit 
nach dem Wehrdienst wahrzunehmen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Praxis ange- 
sichts des geringen Urlaubs der Wehrpflichtigen 
und der besonderen Förderung Wehrpflichtiger 
bei der beruflichen Wiedereingliederung nach 
dem Arbeitsplatzschutzgesetz? 
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S\. .Abgeordneter 


Gerster 

(Worms) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß sich der „routinemäßig" aus dem 
Amt scheidende Leiter des Planungsstabes im 
Bundesministerium der Verteidigung, Hans Rühle, 
vom früheren Bundesminister Dr. Wömer die 
schriftliche Zusicherung für eine berufliche Wei- 
terverwendung bei der Regierungsagentur 
NAMMA in München für den Fall von Ände- 
rungswünschen des Amtsnachfolgers Scholz für 
die personelle Leitung der Bundeswehrplanurig 
hat geben lassen? 


52. Abgeordneter 

Gerster 

(Worms) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Schlußfol- 
gerungen eines offenbar mit viel Insider-Wissen 
geschriebenen, namentlich nicht gezeichneten 
Artikels über die Heeresstruktur 2000 in der 
Zeitschrift loyal 9/88, die Strukturplanung stehe 
auf einer völlig unsoliden Finanzierungsbasis 
und die Konsequenz könne nur lauten: Klarer 
öffentiicher Abschied von einer unerfüllbaren 
Sparstruktur und gänzlich neuer Planungsansatz 
für eine bezahlbare Struktur? 


53. Abgeordneter 

Dr. Mechtersheimer 


(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß zur 
Desinfektion von Naßräumen der Truppenunter- 
künfte das Mittel INCIDIN PERFEKT verwandt 
wird, in dem zu einem Drittel der Wirkstoff Form- 
aldehydlösung (DAB 7) enthalten ist? 


54. Abgeordneter 

Dr. Mechtersheimer 

(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß beim 
Flugtag am 28. August 1988 in Nörvenich beim 
Start eines Hubschraubers der Bundesluftwaffe, 
der eine Fallschirmjägergruppe absetzen sollte, 
zwei Rotorblätter abgebrochen sind? 


55. Abgeordneter 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


56. Abgeordneter 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, von welcher 
Militärmaschine der Anfang August dieses Jah- 
res im Wald bei Annweiler am Trifels auf gefun- 
dene Zusatztank stammt und wie es dazu kam, 
daß dieser noch mit Flugbenzin gefüllte Tank 
abgeworfen wurde? 

Besitzt die Bundesregierung Informationen dar- 
über, daß Militärmaschinen auf Übungsflügen 
im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland 
vor der Landung aus Sicherheitsgründen Flug- 
benzin aus der Maschine ablassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen 

Dr. Hitschier Dosen pro Kalb der Impfstoff Clenbuterol den 

(FDP) Kälbern verabreicht wurde, die nach der Entdek- 

kung des Hormonskandals in Nordrhein-Westfa- 
len geschlachtet wurden, und welche Konzentra- 
tion dieses Stoffes im Muskelfleisch der Tiere 
festgestellt wurde? 
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58. Abgeordneter 

Dr. Hitschier 

(FDP) 


Welche nachteiligen Folgen für den menschli- 
chen Organismus waren bei diesem Konzentra- 
tionsgehalt zu erwarten, und war nach Auffas- 
sung der Bundesregierung aus gesundheitspoli- 
tischen Erwägungen eine Notschlachtung ange- 
zeigt, oder wäre es bei einer weiteren Mästung 
der Kälber möglich gewesen, den Hormongehalt 
abzubauen? 


59. Abgeordnete 
Frau 
Krieger 
(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis 
der bereits 1984 von Ketting/van ^aag durchge- 
führten Studie, wonach „die Furcht, daß der 
Schwangerschaftsabbruch durch eine Legalisie- 
nmg die Anwendung von Verhütungsmethoden 
ersetzen könnte ( . . ) sich als unbegründet er- 
wiesen (hat). Im Gegenteil, im Zusammenhang 
nüt einer besseren und zielgerichteteren Gebur- 
tenkontrolle verringert sich die Abbruchhäufig- 
keit einige Jahre nach der Legalisierung."? 


60. Abgeordnete 
Frau 
Krieger 
(DIE GRÜNEN) 


Fällt für die Bundesregierung unter die Notlagen- 
indikation nach § 218 StGB allein die materielle 
Situation der Frau, oder fallen für die Bundesre- 
gierung auch psychosoziale Probleme einer Frau 
auf Grund der ungewollten Schwangerschaft un- 
ter die Notlagenindikation? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


61. Abgeordneter 

Kiehm 

(SPD) 


Welche zusätzlichen Kosten entstehen, wenn die 
Deutsche Bundesbahn, wie gegenüber der Per- 
sonalvertretung zum Ausdruck gebracht, den 
voraussichüich im Oktober 1988 neu in Dienst zu 
stellenden Gleisbauzug zunächst für ein Jahr 
durch eine Privatfirma betreiben läßt und danach 
erst in eigener Regie bertreibt? 


62. Abgeordneter 

Kiehm 

(SPD) 


Welche Gründe veranlassen die Deutsche Bun- 
desbahn, den neu im Oktober 1988 in Dienst 
gestellten Gleisbauzug zunächst einem Privat- 
untemehmen für den Betrieb zu überlassen, 
wenn noch keine abschließende Entscheidung 
über den weiteren Betrieb des Gleisbauzuges 
gefallen ist? 


63. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Welche Kriterien sind bei der Entscheidung aus- 
schlaggebend gegeneinander abgewogen wor- 
den, wenn, wie seitens der Deutschen Bundes- 
bahn behauptet wird, die Entscheidung über den 
Betrieb des Gleisbauzuges für das erste Jahr 
nach Indienststellung zugunsten eines Privat- 
unternehmens fällt? 
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64. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Wie wird seitens der Deutschen Bundesbahn 
(DB) sicher ge stellt, daß, wie derzeit von der DB 
geplant, nach Ablauf des ersten Betriebsjahres 
der im Oktober 1988 neu in Dienst gestellte 
Gleisbauzug unter Berücksichtigung der Studie 
Projekt OBI die Entscheidung über den 
kostengünstigsten weiteren Betrieb, ohne beste- 
hende Interessen des privaten Betreibers zu be- 
rücksichtigen, getroffen werden kann? 


65. Abgeordneter 
Andres 
(SPD) 


Weichen Standort soll der voraussichtlich im Ok- 
tober 1988 neu in Dienst zu stellende Gleisbau- 
zug haben, und ist dort eine für die Bedienimg 
ausgebüdete Besetzung von Bundesbahnbe- 
diensteten vorhanden? 


66. Abgeordneter 
Andres 
(SPD) 


Welches Ziel wird mit der Erstehung der Studie 
Projekt OBI verfolgt, wenn vorher ohne diese 
Studien bereits Entscheidungen über Einsatz 
und Betrieb des Gleisbauzuges getroffen 
werden? 


67. Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die möglicherweise im Herbst 1988 zu verab- 
schiedende Richtlinie über die Kontrolle der Ein- 
haltung der Sozial Vorschriften nur einige Ele- 
mente einer einheitlichen Kontrolle enthält, der 
weitere - insbesondere Definition, relativ glei- 
che Zahl von Betriebskontrollen, einheitliche 
Sanktionsmaßnahmen - folgen müssen, imd he- 
gen der Bundesregierung Zahlen über die Be- 
triebskontrollen und KontroUbeamten in den 
Niederlanden und der Bundesrepubük Deutsch- 
land vor? 


68. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Güterkraftverkehrsgewerbes, daß trotz der in 
Frage 67 genannten Richüinie ab 1. Januar 1989 
weiterhin Wettbewerbsverz errungen bestehen, 
angesichts der Tatsache, daß die Richtlinie erst 
in nationales Recht umgesetzt werden muß und 
die übrigen Länder nach bisherigen Information- 
nen weder über entsprechend ausgestattete In- 
stitutionen noch über das erforderhche Geld zum 
raschen Ausbau verfügen? 


Bonn, den 23. September 1988 
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